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(Nr. 12628.) Verordnung über Erhöhung der Schreibgebühr der Schiedsmänner. Vom 7. September 1923. 


Auf Grund der Ermächtigung im § 43 Satz 4 der Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 Geſetzſamml. 
| S. 321) in der Faſſung des Geſetzes vom 15. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 44) wird folgendes beſtimmt: 


sl. 

Die Schreibgebühr beträgt für jedes Schriftſtück das Doppelte der Poſtgebühr, die zur Zeit der Ent⸗ 
ſtehung der Gebührenſchuld für die Beförderung eines Briefes bis zu 20 Gramm im Fernverkehr des In⸗ 
landes zu entrichten iſt. Umfaßt das Schriftſtück mehr als zwei Seiten, fo erhöht ſich die Gebühr für jede 
weitere angefangene Seite um den einfachen Betrag der Poſtgebühr. 852 


8 2. 
Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft. Zu dem gleichem Zeitpunkte 
tritt die Verordnung vom 16. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 337) außer Kraft. 


Berlin, den 7. September 1923. i 
a Der Juſtizminiſter. 
| am Zehnhoff. 


(Nr. 12629.) Verordnung über die Anpaſſung der Stempelſteuer an die Geldwertänderung. Vom 
10. September 1923. 5 


Auf Grund des Artikels 4 des Geſetzes vom 25. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 341) zur Anderung des 


31. Juli 1895; a N : 
Stempelſteuergeſetzes vom 3 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909 ſowie des 


Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 und auf Grund des § 14 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze 
an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 361) wird folgendes verordnet: 


* 
.. 


I. 


| Es werden erhöht: 
a = 30. Juni 1909 A 
a) alle Feſtſtempel des Stempeltarifs vom a 1725 (auch diejenigen, die neben den Wertſtempeln 


| als Höchft und Mindeſtſtempel oder für befendere Fälle angegeben find) vom Fünftauſendfachen 
| auf das Einmillionenfache; 8 
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b) die Freigrenze des § 4 des ee von e auen Mark auf hundert 
Millionen Mark; 


0 die Freigrenze der Taxifſtelle 710 Ziffer 2 Abſ. 3 une Wetträge über Arbeits⸗ And Dienſt⸗ 
leiſtüngen) von dreißig Millionen Mark auf fünf Milliarden Mark; a 


d) der Mindeſtſatz des § 11 des Stempelſteuergeſetzes von dreitauſend Mark auf fünſhufdderttguſend 
Mark. Die Stempelabgabe ſteigt in Abſtufungen von je hunderttauſend Mark, wobei über⸗ 
eee e aut len Mark 1 560 abgerundet werden. 


, 
5 Oise Gebet tritt am 16. "Soplenher 1093 in. K kraft, 
1 den 5 5 1923. 


ER Der Finanzminister. 
In Vertretung: 


Weber. 


(Nr. 12630.) Ausführungsbeſtimmungen zum . Vom 11. September 1923. 


Auß Grund der §§ 9, 14 und 16 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 05 a. 1923 Gkeichsgeſahbl. ES. en 
beftimme ich, was folgt: i 
§ 1. 

Zur Ausſtellung der amtlichen Beſcheinigung, durch welche die Eigenſchaft als Vertriebener fee, 
wird, ſſt die Gemeinde- beziehungsweiſe Polizeibehörde des bisherigen Wohnorts oder des erſten Aufenthalts⸗ 
orts des Vertriebenen im Reichsgebiete tunlichſt nach Benehmen mit dem Roten Kreuz und den von ihm 
bezeichneten Hilfsſtellen berechtigt. 92 


Über die dem unmittelbar Betroffenen zuſtehende Beſchwerde gegen eine auf Grund des Wohnungs⸗ 
mangelgeſetzes getroffene Verfügung entſcheidet das Mieteinigungsamt. 


a Im übrigen behalten meine Ausführungsbeſtimmungen vom 3. Juli 1920 (Geſcßfamml. ©. 3610) kütt 
ed Gültigkeit. 
83. 
Dieſe er tritt am Sir ihrer Veröffentlichung in Ki 
Berlin, den 11. September 1923. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in 88 Reicpsdruderdl, 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


